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Referat von Rechtsanwältin Dr. Hilke Herchen, Hamburg  

Herchen plädiert – wie auch der Gutachter Fleischer – für eine gezielte 

Fortentwicklung des deutschen Konzernrechts. Dieses habe nach ihrem 

Dafürhalten zwar nur wenig Nachahmer gefunden. Es habe sich aber 

doch bewährt. Anders als Fleischer und konträr zu ihrer Nachrednerin 

Kalss, lehnt sie ein Weisungsrecht der Muttergesellschaft gegenüber 

einer 100%igen Tochtergesellschaft ab. Wer Leitungsmacht ausüben 

wolle, könne einen Beherrschungsvertrag abschließen oder die 

Tochtergesellschaft in eine GmbH umwandeln.  

 

Ferner sieht Herchen eine Veröffentlichung des Abhängigkeitsberichts 

als keinen zielführenden Schutzmechanismus an. „Eine allgemeine 

Veröffentlichungspflicht geht mir persönlich zu weit“. Stattdessen 

plädiert sie für gezielte Kontrollrechte der konkret Betroffenen. Unter 

den von ihr aufgestellten Thesen hebt sie zudem die Reform des 

Spruchverfahrens hervor und betont dabei die richterlichen 

Steuerungsmöglichkeiten, namentlich das Schätzungsrecht analog 

§ 287 ZPO.  
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Referat von Syndikusrechtsanwalt Dr. Stephan Semrau, M.Jur., 

Leverkusen  

Semrau gibt zunächst Einblicke in die Konzernpraxis der Bayer AG und 

hält diesbezüglich fest: „Konzerne sind nicht statisch, sie bewegen sich, 

das zeigt auch die Entwicklung der letzten 25 Jahre“. Er stimmt daher 

den gesetzlichen Änderungsvorschlägen von Fleischer zu, hält jedoch 

abweichend von diesem den Deutschen Corporate Governance Kodex 

(DCGK) nicht für ein geeignetes Instrumentarium. Der Kodex sei mit 

hochtechnischen Themen nicht kompatibel und helfe auch bei 

haftungsträchtigen Themen nicht weiter. Mit einem Handbuch und 

dem Studium der Judikatur sei hier mehr gedient. 

 

Mit Nachdruck warnt Semrau vor einer Gefährdung des 

Trennungsprinzips als „Grundpfeiler des Konzernrechts“. Als 

Negativbeispiel führt er das Klimaurteil des OLG Hamm an und 

verbindet damit die Hoffnung „dass dieses nicht Schule macht“. 

Fleischers Ausführungen zu einem Weisungsrecht der 

Muttergesellschaft und einem etwaigen Informationsrecht ergänzt 

Semrau um den Hinweis auf ein damit verbundenes Haftungsrisiko: Die 

Begründung von Informationsansprüchen könne zu einer Ausweitung 

der Haftungsverantwortung der Muttergesellschaft führen. Anders 

gewendet: Aus einem mehr an Können folgt oft ein mehr an Müssen. 

Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, regt er unter anderem eine 

Klarstellung in der Gesetzesbegründung an. Ferner seien Zielvorgaben 

für die geschlechtliche Besetzung von Führungspositionen konzernweit 

zu denken. 

 

Referat von Prof. Dr. Dr. h.c. Susanne Kalss, LL.M., Wien 

Als dritte und letzte Referentin hebt Kalss deutlich hervor, dass das 

deutsche Modell der Weisungsfreiheit eines Gesellschaftsorgans im 

europäischen Vergleich keineswegs der Regelfall, sondern vielmehr die 
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Ausnahme darstelle. Die Anerkennung der Weisungsfreiheit stehe 

dabei insbesondere im Spannungsverhältnis zur wirtschaftlichen 

Risikoverteilung. Damit sich Risiko und Einfluss die Waage halte, könne 

das Weisungsrecht nicht nur in Einpersonengesellschaften, sondern 

ebenso in Mehrpersonengesellschaften in Betracht gezogen werden. 

 

In diesem Sinne hegt Kalss auch Sympathien für eine Ausweitung des 

eng mit dem Weisungsrecht zusammenhängenden Informationsrechts 

und wirbt dafür, dieses auch außerhalb der Hauptversammlung und 

sogar außerhalb des Konzerns zuzulassen.  

 

Ferner weist sie darauf hin, dass unklare und intransparente 

Regelungen das Haftungsrisiko der Organe erhöhten. Sie plädiert daher 

für eine klarere Aufgabenzuordnung im Rahmen der 

Konzernorganisation. 


